
im Interesse der Volksemährung an eine dazu bereite 
und befähigte Person abgibt. Deshalb darf er seine 
Altersversorgungsansprüche nur innerhalb des Rah­
mens geltend machen, der sich unter Berücksichtigung 
der Erhaltung der Leistungsfähigkeit dieser Stelle für 
die Allgemeinheit und die für deren Bewirtschaftung 
eingesetzten Personen ergibt.

Aus diesem begrenzenden Gesichtswinkel müssen 
auch die Altenteilsansprüche aus Verträgen beurteilt 
werden, die vor dem Zusammenbruch des Jahres 1945 
abgeschlossen worden sind. Dabei ist zu bedenken, daß 
solche etwa während der Kriegszwangswirtschaft ab­
geschlossenen Verträge, soweit sie nicht dem Erbhof­
recht unterworfen waren, nicht genehmigungspflichtig 
waren und deshalb auf die Leistungsfähigkeit der 
bäuerlichen Wirtschaft nicht nachgeprüft, insbesondere 
aber unter noch rein privatwirtschaftlichen Gesichts­
punkten abgeschlossen worden sind. Die rechtliche 
Grundlage für Abhilfe gegen eine aus ihnen sich er­
gebende unzumutbare Belastung des die Bauemstelle 
bewirtschaftenden Eigentümers ist — im Hinblick auf 
die Wirtschaftsplanung — die von Oertmann geschaf­
fene und vom früheren Reichsgericht weiter ent­
wickelte Lehre von der Geschäftsgrundlage. Nicht nur 
die richterliche Vertragshilfe kann die Neugestaltung 
solcher übermäßig belastenden Altenteilsrechte für 
die Zukunft regeln, auch der Prozeßrichter ist danach 
in der Lage, geltend gemachte übermäßige Altenteils­
ansprüche abzuwehren und umzugestalten, und zwar 
außer zwischen den ursprünglichen Vertragsparteien 
selbst auch zwischen dem Altenteilsberechtigten und 
dem dinglichen Rechtsnachfolger des Übernehmers. Der 
Altenteilsberechtigte kann dazu verurteilt werden, in 
die Umgestaltung der Schuld einschließlich der ding­
lichen Belastung zu willigen.

Die „alten“ Altenteilsverträge zerfallen inhaltlich in 
zwei Gruppen. Die eine ist gekennzeichnet dadurch, 
daß der Berechtigte gewisse Reichungen als Ersatz für 
die ihm irgendwie, insbesondere nach der ihm frei 
oder unter gewissen Voraussetzungen zustehenden 
Wahl an Stelle der „am Familientisch“ oder im Rah­
men und der Art, „wie der Übernehmer sich und seine 
Familie verpflegt“, zustehende Naturalverpflegung ver­
langen kann, sei es in Naturalien oder in Geld. Die 
andere Gruppe gewährt dem Berechtigten zusätzlich 
außer der Verpflegung am Familientisch oder deren 
Ersatz den Anspruch auf Lieferung von Nahrungsmit­
teln. In beiden Gruppen tritt neben die zur Ernäh­
rung des Berechtigten bestimmten Leistungen fast im­
mer der Anspruch auf andere Unterhaltsleistungen 
(Befriedigung der Bedürfnisse für Instandhaltung und 
Beschaffung von Kleidung, Wäsche, Schuhwerk, Hei­
zung), das Wohnrecht sowie der Anspruch auf Tra­
gung der Arzt- und Apothekerkosten und ein ange­
messenes Begräbnis. Die Naturalleistungen, welche 
an S t e l l e  der Verpflegung am Familientisch oder 
durch diesen zu reichen sind — sie sind der sinn­
fälligste Ausdruck der durch den Altenteilsvertrag be­
gründeten Aufnahme des Berechtigten in die Wirt­
schaftsgemeinschaft mit dem Übernehmer —, werden 
unter den Bedingungen der Wirtschaftsplanung oft 
unerlaubt oder unmöglich sein. Es sollte einleuchten, 
daß an deren Stelle, selbst wenn das vorgesehen ist, 
nicht ohne weiteres der Geldersatz zum Tagespreise 
tritt. Der grundlegende Gedanke solcher Vereinba­
rungen war, daß der Berechtigte so, aber auch nicht 
besser verpflegt sein sollte, als es der Übernehmer und 
dessen Familie nach der allgemeinen Ernährungslage 
und bei sachgemäßer Bewirtschaftung des übergebenen 
Besitzes sein können. Der Altenteilsberechtigte sollte 
keine Rente vom übergebenen Besitz erhalten, sondern 
eine den Umständen nach angemessene Ernährung. 
Maßstab wird vielmehr sein müssen, inwieweit der 
Übernehmer bei ordnungsmäßiger, den öffentlichen 
Anforderungen entsprechender Wirtschaft aus deren 
Erträgnissen sich und seiner Familie Nahrung und ge­
gebenenfalls auf zulässigem Wege zusätzliche Nahrung 
beschaffen kann. Das gleiche muß gelten für Kleidung, 
Wäsche, Schuhwerk, Heizung. Insoweit n e b e n  der 
laufenden Verpflegung vertragsmäßig z u s ä t z l i c h e  
Nahrungsmittel beansprucht werden können, ent­
fällt dies, soweit sie sich der Übernehmer nicht 
leisten kann und darf. Demgegenüber muß die Be­
rufung auf die Vertragsfreiheit versagen. Nach der

Umgestaltung der gesamten Wirtschaftsordnung in der 
sowjetischen Besatzungszone erhält der als Dauerver­
trag anzusehende Altenteilsvertrag ein ganz anderes 
Gesicht, als er es hatte, als die Regelung der beider­
seitigen Interessen noch allein dem Ermessen der Ver­
tragschließenden anvertraut war und insbesondere der 
Ubergeber sein Abtreten an Bedingungen knüpfen 
konnte, die auf die Erhaltung der Leistungsfähigkeit 
der übergebenen Wirtschaft im Allgemeininteresse 
keine Rücksicht zu nehmen brauchten.

Lebhafter Streit und Unsicherheit bestehen darüber, 
wem der Mietzins für die vom imentgeltlichen Wohn­
recht umfaßten, jedoch zum Teü durch Zwangseinwei­
sung belegten Räume zusteht, dem Altenteilsberech­
tigten oder dem Eigentümer. Zwei Ansichten werden 
vertreten. Die einen meinen, das Wohnungsrecht sei 
als auf den höchstpersönlichen Bedarf des Berech­
tigten zugeschnittenes Recht gedacht, das eine ander­
weite Nutzung (Abvermietung) nicht zulasse. Die 
anderen sagen der Übernehmer würde durch die In­
anspruchnahme des Mietzimmers für den dem Woh­
nungsberechtigten im öffentlichen Interesse ent­
zogenen Teil seiner Wohnräume grundlos auf Kosten 
des Berechtigten bereichert. Aber gerade die Frage, 
ob das „auf Kosten des Berechtigten“ geschieht, ist 
recht zweifelhaft, weil diesem eben nur das persönliche 
Nutzungsrecht zusteht. Der Mietzins für diese ent­
zogenen Räume fällt dem Wohnungsberechtigten als 
Entgelt für die im öffentlichen Interesse beanspruch­
ten Räume nur dann zu, wenn er als Vermieter zu be­
trachten ist. Der Berechtigte ist aber nicht zur Unter­
vermietung berechtigt. Daß ihm der Anspruch auf die 
Miete als Entschädigung für die Entziehung der Räume 
und die Beschränkung seines Wohnrechts zusteht, darf 
schon deshalb nicht unterstellt werden, weil das Woh­
nungsgesetz und dessen Ausführungsbestimmungen 
nirgends eine Entschädigung des Betroffenen vor­
sehen, Die Lösung könnte darin gefunden werden, daß 
dem Wohnungsberechtigten entgegen dem Inhalt des 
höchstpersönlichen Wohnrechts — ähnlich wie einem 
Hauptvermieter — die Untervermietung, weil durch 
die Wohnungsbehörde auferlegt, auch gestattet werde. 
Das ist jedoch nur das Außenverhältnis der Sache. Das 
Innenverhältnis zwischen dem Wohnungsberechtigten 
und dem Eigentümer wird dadurch nicht berührt. Im 
Innenverhältnis wird dem Eigentümer eine Leistung, 
die er dem Wohnungsberechtigten zu machen hatte, 
durch die Beschlagnahme unmöglich gemacht, solange 
die Einweisung dauert, so daß der Wohnungsberech­
tigte die Miete für diese beschlagnahmten Räume, so­
weit sie dem Eigentümer zufließt, von diesem gern. 
§ 281 BGB als Ersatz für die unmögliche Leistung 
verlangen kann.

Rechtsanwalt Dr. Roth, Bad Düben

Die Aufhebung der Mehrverkehrseinrede
Ein Diskussionsbeitrag zum neuen Familienrecht

Einigkeit besteht darüber, daß die im § 1717 BGB 
gegebene Mehrverkehrseinrede in dem neuen Fami­
lienrecht keinen Platz mehr finden kann. Gegen die 
Mehrverkehrseinrede sprechen hauptsächlich zwei Ge­
sichtspunkte. Einmal das Interesse des Kindes, und 
zweitens, daß diese Bestimmung — wie Mitteis in 
seinem Familienrecht ausführt — geradezu einen An­
reiz zur Verkuppelung der unehelichen Mutter bildet.

In den vom Minister der Justiz Max Fechner heraus­
gegebenen Beiträgen zur Demokratisierung der Justiz 
wird dazu Stellung genommen, welche Regelung künf­
tig diese Frage finden wird. „Danach soll jeder, der 
mit der Mutter in der Empfängniszeit verkehrt hat, 
als Erzeuger in Anspruch genommen werden können, 
es sei denn, daß der Verkehr offenbar nicht zu einer 
Empfängnis geführt hat.“ Auch in den „Vorschlägen 
zum neuen deutschen Familienrecht“ von Frau Benja­
min wird die gleiche Regelung vorgeschlagen. Daß 
diesen Vorschlägen, soweit sie die Aufhebung der 
exceptio plurium betreffen, zuzustimmen ist, bedarf 
keiner weiteren Erörterung. Die Vorschläge sind auch 
insoweit zu billigen, als sie eine Solidarhaftung aller 
am Mehrverkehr beteiligten Männer ablehnen. Nur 
scheint es nicht zweckmäßig zu sein, daß man einen 
der beteiligten Männer beliebig herausgreifen kann. 
Entscheidend für die Beurteilung dieser Frage kann
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